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Gutachten •

zur Wirkung von Rechtsnormen der Europäischen Union in den Thüringer Kommunen

'")

A. Auftrag .

bat mit Schreiben vom 20. Januar 2014. um Erstellung eines

Gutachtens durch den Juristischen Dienst zu folgenden Fragen;

1. Welche Beteiligungsmöglichkeiten haben die Thüringer Kommunen in den Verfahren

der Umsetzung von EU-Rechtsnormen in nationales Recht?

2. Welche konkreten EU-Rechtsnonnen müssen die Thüringer Landkretse, kre.isfreien ,

Städte und kreisangehörigen Gemeinden derzeit bei der Wahrnehmung der gesetzli-

chen Aufgaben tm übertragenen und eigenen Wirkungskreis sowie der so genannten'

freiwilligen Aufgaben berücksichtigen? .

u

B. Rechtliche Würdigung

I. Vorbemerkung

Im Folgenden wird zunächst auf. die allgemeine Geltung von EU-Recht in den EU-

Mitgliedstaaten elngegangen (II.), Anschließend werden die Mitwirkungsmögllchke'tten der

Thüringer Kommunen untersucht (III. und IV,). Schließlich werden solche EU-Reöhtsnormen

mit einer besonderen Relevanz für die (Thüringer) Landkreise, kreisfrefen Städte und kreis-

angehangen Gemeinden dargestellt (V,). Hinsichtlich der zweiten Frage, deren Beantwor-

tung eine Analyse des geltenden EU-Rechts mit über 20.000 Rechtsakten1 auf seine unmit-

telbare oder mittelbare Kommunalrelevanz erforderlich machte, wird ein Überblick über eini-

ge bedeutsame Regelungen gegeben.

Fundstellemachweis des geltenden EU-Rechts; httD://eur-lex.europa,eu/de/leals/latest/index.htm, abgerufen am
28.02.2014. .

Gutachten des Juristischen Dienstes sind parlamentslnterne Stellungnahmen, die nicht für
die öffentliche Diskussion bestimmt sind. Eine - auch nur. auszugsweise - Veröffentlichung
oder Verbreitung, bedarf der Zustimmung derDirekforln beim Landtag.



11. Allgemeine Geltung von EU-Recht in den EU-IVIitgliedstaafen

1. Europäische Rechtsquellen

Das Europarecht im engeren Sinne (Unionsrecht) besteht aus dem sog. Primärrecht, den

von .der Union abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträgen, dem sog. Sekundärrecht sowie

aus delegiertem Recht.

Seit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon bilden der Vertrag über die Europäische Union

(EUV) und der gleichrangig daneben stehende Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-

sehen Union (AEUV) nebst den dazugehörigen Protokollen ein einheitliches Primärrecht.

Daneben besteht auch ungeschriebenes Primärrecht,3

Die zulässigen Handlungsformen der Union im legislativen Bereich zur Setzung von Sekun-

{"") därrecht ergeben sich insbesondere aus Art. 288 AEUV,4 Zu den rechtlich verbindlichen

Maßnahmen zählen Verordnungen, Richtlinien und Beschlüsse. Empfehlungen und Stel-

lungnahmen entfalten dagegen keine rechtliche Bindung. Das Sekundärrecht kann die Be-

fugnis der Europäischen Kommission (EU-Kommission) zum Erlass von delegierten Rechts-

. akten und Durchführungsbestimmungen (Art. 290 und 291 AEUV) enthalten.

Soweit die EU-Kommlssion darüber hinaus Mitteilungen, Leitlinien, Rahmen, Bekanntma-

chungen und Verhaltenskodizes ertässt, mit denen nationale Stellen auf ihre unionsrechtli-

chen Rechte und Pflichten hingewiesen werden und die zu einer einheitlichen Rechtsanwen-

düng für die Verwaltungstätigkeit der EU-Kommission beitragen sollen, handelt es sich um

unverblndliche Rechtsanwendungsregeln; die eine ähnliche Wirkung wie Verwaltung s vor-

Schriften entfalten können.

2. Vorrang des Unionsrechts und unmittelbare Anwendbarkeit

a) Primärrecht .

Als „ungeschriebene Norm des primären (Unions)rechts besitzt dieses ausgehend von der

Rechtsprechung des Europäischen .Gerichtshofs aufgrund der unmittelbaren Geltung den

normenhierarchischen Vorrang gegenüber dem nationalen Recht.7 Von der unmittelbaren

Geltung zu unterscheiden ist die Frage nach der unmittelbaren Anwendbarkeit. Diese liegt

vor, soweit eine unionsrechtliche Regelung eine klare und eindeutige Verpflichtung enthält,

die keiner weiteren Maßnahme durch Unionsorgane oder Mitgliedstaaten bedarf und daher

von nationalen Behörden und Gerichten „subsumtt'onsfähig" angewendet werden kann.8

2 Pechstein in Stretnz, EUV/AEUV, 2. Auflage, 2012, Art. 1 EUV Rn. 16 ff,
3 Schmederm Strelnz, a. a. 0„ Art. 288 AEUV Rn. 17 f.
4 Schrosderln Streinz, a. a. 0., Art. 288 AEUV Rn, 23,
5 Schroeder\n Strelnz.a, a. 0., Art, 288 AEUV Rn. 33.
8 Vgl. BVerfGE 73, 223 (244) - Kloppenburg,
7 Sc/iroec/erin Stretnz, a. a. Ö., Art. 288 AEUV Rn, 40 f.
8 Sc/roecferln Strelnz, a, a. 0., Art, 288 AEUV Rn. 48 f.



b) Se.kundärrecht

aa) Verordnungen

• Verordnungen werden mit ihrem In-Kraft-Treten unmittelbar Bestandteil der in den Mitglied-

Staaten geltenden Rechtsordnung und gelten damit auch für die Kommunen; Eine normative

Umsetzung in nationales Recht (zur administrativen Umsetzung siehe V.) Ist nicht nur über-

flüssig, sondern auch unzulässig,9 Jedoch können Verordnungen (bewusst) unvollständig

sein, sodass diese vom Unions- oder nationalen Gesetzgeber ergänzt werden müssen. Des-

sen ungeachtet sind die Mitglledstaaten verpflichtet, durch „geeignete innerstaatllche Maß-

nahmen" die „uneingeschränkte Anwendbarkeit" der Verordnung zu gewährleisten, wofür

mitunter kollidierende nationale Regelungen angepasst oder aufgehoben werden müssen.

bb) Richtlinien

Richtlinien sind hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich. Adressat einer Richtlinie

sind die Mitgliedstaaten, aber auch selbständige Untergliederungen (Z.B. Bundesländer,

kommunale Gebietskörperschaften und andere Verwaltungsträger) sind im Rahmen der in-

nerstaatlichen Kompetenzverteilung zur-Anwendung verpflichtet. Den innerstaatlichen Stel-

len der Mitgliedstaaten bleibt es dabei überlassen, die zur Umsetzung in nationales Recht

erforderliche Form und die Mittel zu wählen, wodurch Besonderheiten des jeweiligen natio-

nalen Rechtssystems Berücksichtigung finden können, Die normative Umsetzung von EU-

Recht erfolgt in Deutschland entsprechend der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung

durch den staatlichen Gesetzgeber auf Bundes- oder Landesebene,13

Werden Richtlinien nicht, unvollständig oder unrichtig in nationales Recht umgesetzt, können

die Bestimmungen einer Richtlinie auch unmittelbar anwendbar sein und insoweit das kolti-

dierende nationale Reöht verdrängen.14 Soweit bereits durch das bestehende nationale

Recht die von der'Richtlinie vorgegebenen Ziele erreicht werden, ist in der Regel ein weite-

res gesetzgeberisches Handeln nicht erforderlich.15 Sind nationate Umsetzungsaktivitäten

erforderlich, kommt hierfür jede verbindliche Norm mit Außenrechtswirkung in Betracht, die

den notwendigen Rang besitzt, das innerstaatliche .Recht anzupassen. Neben der Verab-

schiedung eines Parlamentsgesetzes kann dies mitunter auch eine Verfassungsänderung

erfordern; ausreichend kann aber auch eine Umsetzung im Wege einer Rechtsverordnung

9_Sc/?roecterin Sfrelnz, a. a, 0., Art. 288AEUV Rn. 58,
10 Sc/iroederfnStrelnz, a.a.o,, Art.288AEUVRn.62. .
" Sohroeder\n Streinz. a. a. 0.; Art, 288 AEUV Rn. 73.
12 Sc/iroec/er.in Streinz; a. a. 0„ Art. 288 AEUV Rn, 87,
13 Fischer, Die Rolle des europäischen Gemelnschaftsrechts in der kommunalen.Verwaltungspraxis, in; v, Ale-

i, Europafählgkelt der Kommunen,2006, S. 114.
Überblick bei: Flsoher, a. a. 0„ S.112.

15 Schroeder\r\ Strelnz, a, a. 0., Art. 288 AEUV Rn, 92,



sein,16 Änderungen in der Verwaltungspraxis genügen dagegen aufgrund der fehlenden

Rechtssicherheit und Rechfsklarheit nicht.17

cc) Beschlüsse

Beschlüsse können einerseits als adressatenlose Rechtshandlungen mit Regelungscharak-

ter erlassen werden, die nur für die Union und ihre Einrichtungen Btndungswirkung entfalten,

nicht jedoch für die Mltgliedstaaten.18 Daneben kann ein Beschluss auch an einen bestimm-

ten Adressatenkreis (Mitgliedstaaten, aber auch Privatpersonen) gerichtet wenden, dessen

Funktion dann mit der eines Verwalt.ungsaktes vergleichbar ist, mit dem Unterschied, dass

diese Beschlüsse auch zu den Rechtshandlungen gezählt werden.19

III. Beteiligungsmöglichkeiten der Kommunen bei der Umsetzung von EU-
f ^

Rechtsnormen in nationales Recht .

Spezielle kommunale Beteiligungsrechte. bei der normativen Umsetzung von EU-Recht in

nationales Recht (Bundes- oder Landesrecht) bestehen nicht, ergeben sich jedoch aus den

allgemeinen verfassungsrechtlichen, einfachgesetzlichen oder geschäftsordnungsrechtlichen

Bestimmungen zur Beteiligung der Kommunen an der Rechtssetzung auf Bundes- oder Lan-

desebene,20

1. Umsetzung von EU-Recht m Bundesrecht

a) Verfassungsrechtliche Grundlagen

Artikel 28 Abs, 2 Grundgesetz (GG), der die Verfassungsgaräntie der kommunalen Setbst-

Verwaltung zugunsten der Gemeinden und Gemeindeverbände normiert, enthält nach sei-

nern Wortlaut weder ein Recht zur Stellungnahme noch ein Recht auf Anhörung in Angele-

genheiten des Bundes (und der Länder), unabhängig davon ob die Regelungen die Kommu-

nen in relevanter Weise betreffen oder nicht, 1 Entsprechende Bemühungen'der kommuna-

len Spitzenverbände, Anhörungsrechte im Grundgesetz generell zu verankern, blieben bis-

lang erfolglos. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ergibt sich aus

Artikel 28 Abs. 2 Satz 1 GG sowie aus.dem Rechtsstaatsprinzip23 jedoch ein Anhörungsrecht

16 Sc/iroecterin Strsinz. a. a, 0„ Art, 288 AEUV Rn, 94.
17 Sc/iroerfe/-in Streinz, a.a.O., Art.288AEUVRn.96. . ....
18 Schroeder\r\ Strelnz, a. a, 0„ Art. 288 AEUV Rn, 134.
19 Vgl, Sc/iroecterin Streinz, a. a. 0., Art. 288 AEUV Rn. 137.
20 Zu Betelligungsmögllchkelten Im Rahmen des europäischen Gesetzgebungsverfahrens siehe unter II. 4,
21 Vgl. Meyn'm Linck/Baldus/LIndner/Poppenhäger/Ruffert, Die Verfassung des Freistaats Thüringen, 2013,
Art, 91 Rn. 86; Maunz-DQrig, Grundgesetz, Stand November 2012, Art. 28 Abs. 2 Rn. 75; Rsnnerfin Um-
bach/Ctemens, GrundgesetZi 2002, Art, 28 II Rn. 91.
22 vgl, Blümel, Mitwirkung der kommunalen Gebletskörperschaften und ihrer Spitzenverbände an der Gesetzge-
bung, In Luder, Staat und Verwaltung, Fünfzig Jahre Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, 1997,
S, 338 f.; Rennert\r\ Umbach/Clemens, a. a. 0,, Art. 28 II Rn. 91,
23 Meyn In Ltnck/Baldus/Lindner/Poppenhäger/Ruffert, a. a. 0., Art. 91 Rn. 86, m. w. N.



der Gemeinden bei Gemeindeneugliederungen und an höherstufigen staatlichen Ptanun-

gen,25 wenn diese eine rechtliche Beschränkung der gemeindtichen Planungsbefugnisse

bewirken. Die Umsetzung von EU-Recht In Bundesrecht wird jedoch kaum Gemeindeneu-

gliederungen oder höherstufige Planungsentscheidungen zum Gegenstand haben, sodass

insoweit eine Beteiligungsmöglichkeit der Kommunen vom Grundgesetz nicht verlangt wird.

Vereinzelt sind.Anhörungsrechte der Komm'unen im Rahmen von Verordnungse.rmächtigun-

gen jedoch einfachgesefzlich geregelt27. . ' . .

b) Recht der Stellungnahme zu Gesetzentwürfen und Rechtsverordnungen nach der Ge-

meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien ' . .•

Berühren Gesetzentwürfe oder Rechtsverordnungen28 der Bundesregierung kommunale Be-

lange, soll gemäß § 41 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO)

bereits bei deren Vorbereitung u. a. die Auffassung der. kommunalen Spitzen verbände ein-

geholt werden.

Im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung hat das federführende Ressört bei den kom-

munalen Spitzenverbänden rechtzeitig Angaben zu den zu erwartenden Ausgaben einzuho-

len (§ 44 Abs. 3 GGQ). Vor der Beschlussfassung der Bundesregierung über vorgenannte

Gesetzesvorlagen sind diese gemäß § 47 Abs. 1 S. 1 GGO durch das federführende Res-

sort u, a. den kommunalen Spitzenverbänden frühzeitig zuzuleiten. In bestimmten Fällen

erfolgt die Zuleitung im Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts bzw. nach'Zustimmung.

des. Bundeskanzleramts (§ 47 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 GGO). Wie steh aus § 47 Abs: 4 GGO

ergibt, hat die Zuteilung vor der abschließenden Entscheidung der Bundesregierung zu er-

folgen, Die Begründung und das Vorblatt müssen nicht zwingend beigefügt sein. Daraus

folgt, dass die kommunalen Spitzen verbände zu den Gesetzentwürfen schriftlich Stellung

nehmen können, auch wenn dies dem Wortlaut nach nicht ausdrücklich bestimmt ist.

Wird eine mündliche Anhörung durchgeführt, sind nach § 47 Abs. 5 GGO die kommunalen

Spilzenverbände einzuladen, wenn Ihre Belange berührt sind. Dabei soll Ihnen die Möglich-

keit gewährt werden, vor den weiteren Anzuhörenden (Zentral- und Gesamtverbänden sowie

den Fachkreisen) Stellung zu nehmen.

Nach § 22 Abs, 1 Nr. 4 GGO ist das Ergebnis der Beteiligung in die Kabinettvorlage aufzu-

nehmen, wobei insbesondere die wesentlichen Anregungen, denen nicht entsprochen wer-

den soll, dargestellt werden müssen. In der Gesetzesfolgendarstellung sind die Kostenaus-

24 Rennert'm Umbach/Clemens, a.a, 0„ Art,28 II Rn,102.
26 Nlerhaus in Sachs, Grundgesetz, 6. Auflage, 2011, Art. 28 Rn. 78, m, w. N.
2a Verneint für die Einrichtung elnes Tieffluggebletes, BVerfG Urt. v, 14.12.1994 -Az: 11 C 18/93, Rn. 30 ff.

§ 15 Fluglärmgesetz; § 20 Bodenschutzgesetz; § 23 Wasserhaushaltsgesetz, der ausdrücklich auch die Um-
setzung von EU-Recht nennt,
28 Nach § 62 GGO sind die Vorschriften für Gesetzesvorlagen weltestgehend entsprechend anwendbar.
ZSSland:'01.09,2011.



Wirkungen u, a. auf die Kommunen gesondert darzustellen (§ 44 Abs. 3 GGO). Hieraus folgt

jedoch auch, dass keine Verpflichtung der Bundesregierung zur Berücksichtigung der Stel-

. lungnahmen besteht. Ferner lassen die geschäftsordnungsrechtlichen Vorgaben insbeson-

dere im Hinblick auf den Zeitpunkt der Zuleitung eine unterschiedliche Praxis zu.30

b) Beteiligungsrechte im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren nach der Geschäfts-

Ordnung des Deutschen Bundestages

Gemäß § 69 Abs. 5 S, 1 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GOBT) ist den

auf Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzenverbänden (Deutscher Städtetag, Deut-

scher Städte- und Gemeindebund, Deutscher Landkreistag) vor Beschlussfassung über el-

nen Gesetzentwurf, durch den wesentliche Belange von Gemeinden und Gemeindeverbän-

den berührt werden, die Gelegenheit zu geben, Im federführenden Ausschuss Stellung zu

-^ nehmen. Unter den gleichen Voraussetzungen muss den kommunalen Spitzenverbänden

nach § 70 Abs, 4 GOBT im Falle der Durchführung einer öffentlichen Anhörung31 eine Teil-

nähme daran eröffnet werden, wobei die kommunalen Spltzenverbände nicht auf das den

Fraktionen zur Verfügung stehende Vorschlagskpntingent angerechnet werden. Zur Vorbe-

reitung soll der Ausschu'ss den. Auskunftspersonen die jeweilige Fragestellung übermitteln

und kann sie um Einreichung einer schriftlichen Stellungnahme bitten (§ 70 Abs. 6 GOBT),

Wahrend die GGO dem Wortlaut nach nur eine kommunale Betroffenhelt voraussetzt, ver-

langt die GOBT, dass wesentliohe Belange der Kommunen berührt werden. Nach § 69 Abs.

58.2 GOBT ist diese Voraussetzung bei Gesetzesvorlagen gegeben, die ganz oder teilwei-

sa von. den Gemeinden oder Gemeindeverbänden auszuführen sind, ihre öffentlichen Finan-

zen unmittelbar betreffen oder auf ihre Verwaltungsorganisation einwirken. Der federführen-

de Ausschuss entscheidet in eigener Zuständigkelt, ob die Voraussetzungen vorliegen sowie

über die Frist und die Form der Stellungnahme (schriftlich und/oder mündlich).32

Die geschäftsordnungsrechtliche Verpflichtung zur Beteiligung entfällt, wenn aus der B©-

. gründung der Gesetzesvorlage die Auffassungen der kommunalen Spitzenverbände bereits

ersichtlich sind (§ 69 Abs. 5 S. 3 GOBT).

Wenn die kommunalen Spitzenverbände im Rahmen der vorgenannten Verfahren Stellung

genommen haben, so sollen bzw, müssen nach § 66 Abs. 2 GOBT die dargelegten Auffas-

sungen.in ihren wesentlichen Punkten im Rahmen der Berichterstattung wiedergegeben

werden.

30 Überblick zur früheren Praxis bei Blümel, a. a. 0„ S. 340 f.
31 Neben dem Anhömngsrecht elnes Ausschusses besteht zu überwlesenen Vorlagen nach § 70 Abs, 1 GOBT
die Anhörungspfllcht auf Verlangen eines Viertels seiner Mitglieder,
32 Rifzel/BOcker/Schrelnör, Handbuch für die parlamentarische Praxis, Stand Sept, 2013, § 69 Nr, 6,
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Demgegenüber Ist in der Geschäftsordnung des Bundesrates (GOBR) kein ausdrückliches

Anhörungsrecht der kommunalen Spitzenverbände bei Gesetzesvorlagen vorgesehen. Auch

im Rahmen des Vermittlungsverfahrens zwischen Bundestag und Bundesrat nach Art. 77

GG besteht keine geschäffsordnungsrechflich normlerte Beteiligungsmögiichkeit der kom-

munaten Spltzenverbände.33 . . .

2. Umsetzung von EU-Recht in Landesrecht

a) Verfassungsrechtliche Grundlagen

Anders als das Grundgesetz (siehe oben unter 111. 1. a ) sieht die Thüringer Verfassung (LV)

in Art, 91 Abs. 4 LV im Grundsatz ein Recht der Stellungnahme für Gemeinden und Gemein-

• devsrbände vor, wenn „auf Grund eines Gesetzes allgemeine Fragen geregelt werden", die

die Kommunen betreffen34 und geht damit über den durch Art. 28 Abs. 2 GG und entspre-

chend in Art. 91 Abs. 1 und 2 LV garantierten Bestancj an Selbstverwaltung hinaus;35 Die

verfassungsrechtlich geforderte Beteiligung verpflichtet bei Erlass von Rechtsverordnungen

den Verordnungsgeber, bei Erlass von Landesgesotzen den Landtag.38 Eine solche Ver-

pflichtung bereits im Stadium der Erarbeitung von Geseteentwürfen durch die Landesregie-

rung oder aus' der Mitte des Landtags kann Art. 81 Abs, 1 LV nicht entnommen werden.37

Wird sie dennoch dupchgeführt, ist im Einzelfall zu prüfen, ob der Thüringer Landtag von sel-

ner eigenen Verpflichtung entbunden Ist.38

Werden bei der. Umsetzung von EU-Recht in Thüringer Landesrecht allgemeine Fragen ge-

regelt, die die Kommunen betreffen, ist damit im Hinblick auf das Anhörungserfordernis der

Schutzbereich der kommunalen Selbstverwaltung des Art. 91 Abs, 4 LV eröffnet.

Des Weiteren sind in Thüringen Beteiligungsmöglichkeiten der kommunalen Spitzenverbän-

de in Form von Anhörungsrechten, der Möglichkeit zur Stellungnahme oder der. Mitwirkung in

Beiräten elnfachgesetztlch ausgestaltet.39 Insbesondere § 127 Abs. 2 ThürKO bestimmt,

dass „[die] Landesreglerung [,,.] Entwürfe von Rechfsvorschriften, die. die Belange der

Selbstverwaltung berühren, und Entwürfe von allgefnelnen Verwaltungsvorschriften, diQ

wichtige Belange der Selbstvewaltung unmittelbar betreffen, mit den Spitzenverbänden

(Gemeinde- und Städtebund Thüringen sowie Thüringischer Landkreistag) in geeigneter

Form rechtzeitig zu erörtern [hat]", § 127 Abs. 2 ThürKO ©rfasst daher für die Landesregie-

33 Blümel, a. a. 0„ S.339.
3 Vergleichbare verfassungsrechtllche Bestimmungen gibt es nur in sechs weiteren Ländern; Art. 71 Abs, 4 LV
BW, Art. 83 Abs, 7 LV BY, Art. 97 Abs, 4 LV SB, Art. 57-Abs. 6 LV N1, Art. 124 LV SL, Art. 84 Abs, 2 LV SN.
35 Vetzberger. LKV 2004, S. 434.
3S Vgl. Staffier, ThürVBI 2006, S. •l 22.
37 Fiblch in Llnck/Baldus/Lindner/Poppenhäger/Ruffert, a. a. 0., Art, 81 Rn. 29.
38 Vgl. NdsStGH, Urt. v. 14,02.1979 - A2: StGH 2/77, OS 2.6; VfQBg, Urt. v. 17.10.1996 - Az: 5/95; VfGBg, Urt.
v. 15.09.1994 - Az; 3/93, wonach alle Formen einer Anhörung.zulgsslgsain sollen, die sicherstellen, dass die
kommunale Meinung dem Gesetzgeber rechtzeitig zur Kenntnis gelangt; Staffier, a, a. 0„ S. 122 f., mit Ausfüh-

' rungen zur abweichenden Geschäftsordnungslage vor 2008.



rung auch kommunalrelevante Gesetzeslnitiativen und geht diesbezüglich über die Bestlm-

mung In Art, 91 Abs, 4 LV hinaus. Auf der anderen Seite beschränkt § 127 Abs. 2 ThürKO

. vom Wortlaut her eine Beteiligung auf Rechtsvorschriften, die „wichtige Belange der Selbst-

Verwaltung unmittelbar betreffen", während Art. 91 Abs. 4 LV eine Beteiligung schon ver-

langt, wenn „allgemeine Fragen geregelt werden, die die Gemeinden und Gemeindeverbän-

de betreffen". Ausreichend ist hierfür jede Rechtsposttion der Kommunen, auch wenn sie

nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang zur Garantie der kommunalen Selbstverwal-

tung steht.40 Vor diesem Hintergrund muss § 127 Abs. 2 ThürKO bei Eriass von Rechtsver-

Ordnungen im Sinne der Verfassung weit verstanden werden,

b). Recht der Stellungnahme zu Gesetzentwürfen und Rechtsverordnungen nach der Ge-

meinsamen Geschäffsordnung'für die Landesregierung

f .) Nach § 20 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für die Landesregierung sowie für die Mini-

starten und die Staatskanzlei des Freistaats Thüringen (ThürGGO) wird die Beteiligung der

j<ommunalen Spitzenverbände bei der Vorbereitung von Rechfsvorschriften vom federfüh"

renden Ministerium durchgeführt. § 20 ThürGGO enthält damit selbst keine eigenständige

Rechtsgrundtage für eine Beteillgungsverpflichtung, sondern setzt deren Bestehen, insbe-

sondere aufgrund von Art. 91 Abs. 4 LV und § 127 Abs. 2 ThürKO voraus.

.Die Beteiligung erfolgt in der Regel nach der ersten Kabinettsbefassung, hat Jedoch spätes-

tens vor der abschließenden Kabinettsbefassung zu erfolgen (vgl. §§ 19 Abs. 2, 22, 25 Abs.

2 ThürGGO). Vor dem ersten Kabinettdurchgang darf eine Zuleitung des Referentenentwurfs

an Stellen außerhalb der Landesregierung regelmäßig nicht erfolgen (§ 19 Abs. 2 Thür-

GGO), ist aber im Einzelfall möglich (§ 19 Abs. 3 ThürGGO), Einer Erörterung einzelner Re-

gelungsmaterien mit den kommunalen Spitzenverbänden im Vorfeld der ersten Kablnetfsbe-

fassung steht dies nicht entgegen. Soweit Gesetzesvorhabön Auswirkungen auf die kommu-

nalen Gebiets- und Verbandskörperschaften haben, sind diese gemäß § 11 Abs, 2 Nr. 3

.ThürGGO in der Kablnettvorlage zum ersten Kabinettdurchgang darzustellen. Das Ergebnis

der Stellungnahmen der kömmunaten Spitzenverbände und .eine eventuelle Nlchtberückstch-

tigung muss gemäß § 25 Abs. 2 ThürGGO in der Kablnettvorlage dargestellt werden.

c) Beteiligungsrechte im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren nach der Geschäfts-

Ordnung des Thüringer Landtags

Der Landtag hat die Erfüllung seiner verfassungsrechtlich gebotenen Pflicht zur Beteiligung

der Kommunen Im Rahmen seiner Organlsationshohelt auf die Ausschüsse verlagert. Eine

Anhörung durch das Ptenum selbst kommt nicht in Betracht,41 Nach § 79 Abs. 2 S. 1 der Ge-

39 Z. B. § 127 ThürKO, § 98 ThürBG, § 5 Abs, 2 ThürStrG, § 23 ThürKitaG, § 16 Abs, 3 ThürLPIG - Landespla-
nungsbelrat, § 25 DSchG - Denkmalrat, § 39 ThürSchulG - Landesschulbeirat.
w Meyn in Linck/Baldus/Llndner/Poppenhäger/Ruffert, a. a. 0„ Art. 91 Rn. 89.
41Stöffler,a,a.O.;S.125. . ,
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schäftsordnung des Thüringer Landtags (GO) sind die Ausschüsse des Thüringer Landtags

bei der Gesetzesberatung zur Durchführung einer Anhörung der Gemeinden und Gemeinde-

verbände oder ihrer Zusammenschlüsse (insbesondere der kommunalen Spitzenverbände)

verpflichtet, wenn allgemeine Fragen geregelt werden, die die Gemeinden und Gemeinde-

verbände betreffen. Dabei sollen „allgemeine Fragen" mit Komhnunalrelevanz insbesondere

dann vorliegen, wenn Gesetzesvorhaben oder zustimmungsbedürftige Rechtsverordnungen,

ganz oder teilweise von den Gemeinden oder Gemeindeverbänden auszuführen sind, .ihre

Finanzen betreffen oder auf ihre Verwaltungsorganisation einwirken (§ 79 Abs. 2 S. 2 GO).

Die Anhörung kann schriftlich oder mündlich innerhalb einer angemessenen Anhörungsfrist42

erfolgen. Zum Abschluss einer mündlichen Anhörung erhalten die kommunalen Spitzenver-

bände gemäß § 79 Abs. 2 S. 3 GO die Gelegenheit, zu allen während der Anhörung geäu-

ßerten Änderungsvorschlägen Stellung zu nehmen. Soweit sich in der bisherigen Praxis des

Thüringer Landtags ein Ausschuss für eine Begrenzung der Anzahl der Anzuhörenden ent-

schieden hatte, wurden die kommunalen Spitzenverbände nicht auf das den Fraktionen zur

Verfügung stehende Vorschlagskontingent angerechnet.

Die Anhörung hat in der Regel vor der abschließenden Beschlussfassung des federführen-

•den Ausschusses zu erfolgen. Nach § 79 Abs. 3 S..1 GO ist eine erneute Anhörung erforder-

lich, wenn im Laufe der parlamentarischen Beratungen ein Gesetzentwurf oder eine zustim-

mungsbedürftige Rechtsverordnung verändert wird, nachdem bereits eine Anhörung dazu

stattgefunden hat.43 Von einer ergänzenden Anhörung kann gemäß § 79'Abs. 3 S, 2 GO nur

dann abgesehen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, das Vorhaben nur unwesentli-

ehe Änderung erfährt, wenn die vorgesehene Regelung bereits Gegenstand einer früheren

(parlamentarischen) Anhörung war oder wenn die kommunalen Spitzenverbände auf eine

erneute Anhörung verzichten.

3. Wahrnehmung der Beteiligungsrechte

. Anhörungsberechtigt sind die betroffenen Gemeinden und Gemelndeverbände sowie die

kommunalen Spitzenverbände als deren „Zusammenschlüsse".'14 Nach Meyn ist der Gesetz-

geber - außer in den Fällen der Gebietsänderung gemäß Art. 92 Abs. 2 S. 3 LV - nicht be-

fugt, in Erfüllung der Beteillgungsverpflichtung die Bevölkerung der betroffenen Kommunen

zu befragen, da hierdurch insbesondere das Repräsentattonsprinzip auf Kommunalebene

umgangen würde.46 Das Recht auf Anhörung bzw. Stellungnahme der Kommunen wird in

der Reget den kommunalen Spitzenverbänden eröffnet und durch diese im Sinne eines Ko-

operationsverhältnisses mit dem Landtag wahrgenommen. Hiergegen bestehen .keine Be-

42 Vgl. Vefzberger, LKV 2005, S.246,
43 Vgl. ThürVeffQH, Urt, v, 12.10.2004 - Az; VerfGH 16/02. .
44 Vgl. ThQiVerfGH, Urt. v. 12.10,2004 -Az: VerfGH 16/02,
45 Meyn in.LInck/Baldus/Llndner/Poppenhäger/Ruffert, a, a. 0., Art. 91 Rn. 92.
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denken, wenn - im Gegensatz zu planerischen Entscheidungen öder Gemeindeneugliede-

rungen, die in der Regel einzelne Gemeinden oder Gemeindeverbände individuell betreffen -

die. Kommunen, wie bspw. bei der Umsetzung von EU-Recht in nationales Recht generell.

betroffen sind.46 . .

4. Folgen einer Nichtanhörung:

Werden bei der Umsetzung von EU-Recht in Thüringer Landesrecht allgemeine Fragen ge-

regelt, die die Kommunen betreffen, ist damit im Hinblick auf das Anhöryngserfordernis der

Schutzbereich der kommunalen Selbstverwaltu.ng des Art. 91 Abs. 4 LV eröffnet. Eine unter-

bliebene oder fehlerhafte Anhörung durch den zur Anhörung Verpflichteten stellt einen Ver-

fassungsverstoß dar, der mit der kommunalen Verfassungsbeschwerde geltend gemacht

werden kann. Der Thüringer VQrfassungsgerichtshof hat in Bezug auf Art. 91 Abs. 4 LV

f ) festgestellt, dass ein solcher Verfassungsverstoß zur Nichtigkeit der beanstandeten Geset-

zesvorschrift führt.48 Die Anhörung ist insoweit eine besondere formelle Wirksamkeitsvoraus-

setzung. Die Nichtigkeit muss sich nicht zwingend auf den gesamten Rechtsakt erstrecken,

wenn sich der Anhörungsfehler auf selbständige und abtrennbare Regelungen erstreckt, Vor

dem Hintergrund der Verankerung eines grundsätzlichen Anhörungsrechts der Kommunen in

der Thüringer Verfassung und der eben. genannten Rechtsfolge kommt der Beachtung der

kommunalen Beteiligung im Gesetzgebungsverfahren eine besondere Bedeutung zu,

IV. Beteiligungsmöglichkeiten der Kommunen im EU-Gesetzgebungsprozess

Während den Kommunen bei der normativen Umsetzung von EU-Recht in nationales Recht

umfangreiche - und in Thüringen sogar verfassungsrechtlich verankerte - Beteiligungsrechte

zustehen, existieren vergleichbare Beteiligungsmöglichkeiten der Kommunen an der europä-

ischen Rechtssetzung nicht. Auch wenn der Lissabon-Vertrag in Art, 4 Abs. 2 EUV die regio-

nale und lokale Ebene erstmals ausdrücklich auf der Ebene des europäischen Primärrechts

erwähnt, ist darin keine Garantie der kommunalen Selbstverwaltung zu sehen,49 die als ver-

fragliche Grundlage für Beteiligungsrechte herangezogen werden kann.

Der Meinung der Kommunen kommt im Rahmen von Konsultationsverfahren,60 die von der

EU-Kommission neben weiteren Maßnahmen in Vorbereitung von Rechtsakten durchgeführt

46 Schmldt-Assmann, AöR 101 (1979), S. 531; unklar, aber im Ergebnis wohl zustimmend: Meyn in
LlncWBaldus/Lindner/Poppenhäger/Ruffert, a. a. 0., Art. 91 Rn.91,ä3; vgl. VerfQHBb, Urt. v. 06.08.2013 -Az:
53/11). • , .
47 ThärVerfGH, Urt. v. 12,10,2004-Az: VerfGH 16/02.
48 ThürVerfGH, Urt. v. 12.10.2004 - Az: VarfGH 16/02; vgl. auch Riederfe, Kommunale Spitzenverbände im Gö-
setzgebungsverfahren, 1994, S, 127 ff.; zu vergleichbaren verfassungsrechtlichen Bestimmungen anderer Länder
besteht demgegenüber keine einheitliche Rechtsauffassung hinsichtlich der Nlchtlgkeltsfolge (vgl. Staffier, a, a.
0., S, 127 f.),
49 S/ante.DVBL 2010,3.1333.
50 Vgl, Blanke, a.a.O., S. 1334.
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werden, unus inter pares keine größere Bedeutung zu als die Auffassungen anderer Konsul-

tationsteilnehmer.

Die kommunalen SpHzenverbände auf Bundesebene (Deutscher Städte- und Gemeinde-

bund, Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag) unterhalten in Brüssel Europabüros,

wobei sich die Interessenvertretung der Städte, Kreise und Kommunen vor Ort dabei wei-

testgehend auf eine frühzeitige Informationsgewinnung und eine begleitende Einflussn'ahme

bei bestimmten prioritären Themen beschränken.61 Daneben sind die kommunalen Spitzen-

verbände Bayerns, Baden-Württembergs und Sachsens mit Europabüros in Brüssel vertre-

ten, . '

Institutionen wird die regionale und lokale Ebene seit dem Vertrag von Maastricht durch den

Ausschuss der Regionen (AdR) repräsentiert (Art. 300 Abs, 3 AEUV), Nach Art. 305 AEUV

hat der AdR höchsten 350 Mitglieder, wobei mit dem Beltritt Kroatiens zur EU am 1. Juli

2013 diese Höchstgrenze mit 353.ordentlichen und ebenso vielen stellvertretenden Mitglie-

dem überschritten wird, bis der Rat einstimmig eine neue Sitzverteilung beschlossen hat.

Derzeit ist Deutschland mit 24 ordentlichen Mitgliedern und ebenso vielen stellvertretenden

Mitgliedern vertreten, von denen 21 auf die Länder und 3 auf die kommunalen Spitzenver-

bände entfallen.52

DerAdR'ist auch nach dem Vertrag von Lissabon kein Organ der EU (Art. 13 EUV). Er muss

aber in den verträglich vorgesehenen Fällen im Rahmen des europäischen Gesetzgebungs-

Verfahrens gehört werden (Art. 307 AEUV) und kann' sich insbesondere zur Einhaltung des

Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes äußern. Ihm kommt somit zunächst

eine beratende Funktion zu. Darüber hinaus ist der AdR (neben den nationalen Parlamen-

ten) nach' Art, 8 Abs. 2 des Subsidiaritätsprotokolls53 klagebefugt und kann somit „als ein

,._^ weiterer .natürlicher Hüter; des Subsidiaritätsprinzips"54 eine Verletzung des Subsidiaritäts-

grundsatzes vordem EuGH rügen. Dagegen steht den Kommunen etn der Kommunalverfas-

sungsbeschwerde vergleichbarer unmittelbarer Rechtsbehelf auf EU-Ebene nicht zu.65

Seit tnkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Dezember 2009 achten die nationalen Par-

lamente (und regionalen Parlamente mit Gesetzgebun.gskompetenzen) in einem besonderen

Verfahren auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips.68

61 Vgl. Meyer, NVwZ 2007, S.25, .
52 §14 Abs. 2 des Gesetzes Über die Zusammenarbeit von Sund und Ländern In Angelegenheiten der Europäi-
sehen Union (EUZBLG); Meyer, a, a. 0., S.24 f., m. w. N.
53 Protokoll Nr, 2 über die Anwendung der Grundsätze der Subsidlarität und Verhältnlsmäßigkelt.
64 Blanke, a.a.O,, S, 1335,
65 Blanke a. a. 0„ S, 13'35, mit dem. Hinweis auf die allgemaine Klagebefugnis natürlicher und Juristischer Perso-
nen gern, Art. 263 Abs. 4 AEUV,
se Vgt. Art. 5 EUV i. V, m. Art. 6 des Protokolls Nr. 2 über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarltät und
derVerhäItnismäßigkelt. . • .
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Auf Bundesebene sollen die kommunalen Spitzenverbände im Rahmen des Subsidiaritäts-

frühwarnsystems durch die Bundesregierung gemäß § 74 Abs, 5 GGO einbezogen werden,

Auf Landesebene prüft der Europaausschuss im Thüringer Landtag seit der entsprechenden

Änderung der Geschäftsordnung am 7. Juli 2011 systematisch die Gesetzgebungsvorschlä-

ge der Europäischen Kommission auf die Einhaltung des Subsldiaritätsgrundsatzes,57 Gem.

§ 54 b GO sind u, a. solche Gesetzgebungsvorschläge (Frühwarndokumente) vom Europa-

ausschuss zu beraten, die das Recht der kommunalen Selbstverwaltung der Gemeinden und

Gemeindeverbände wesentlich betreffen. Im Rahmen des Verfahrens der Subsidiarttätskon-

trolle Im Thüringer Landtag informiert die Lahdtagsverwaltung über Stellungnahmen der

kommunalen Spitzenverbände, soweit sie bekannt sind, Im Einzelfall haben sich auch die

Thüringer kommunalen Spitzenv.erbände direkt an den Landtag gewandt. Diese Informatio-

j ^ nen wurden durch die Landtagsverwaltung in Vorbereitung der Beratung durch den Europa-

ausschuss an. dessen Mitglieder und im Falle einer Mitberatung auch an die Mitglieder der

mitberatenden Ausschüsse weitergeleitet und damit im Verfahren der S.ubsidiaritätskontrolle

berücksichtigt.

Zudem hat die Ländesregierung den Landtag entsprechend der Ziffer l. 1. a. derVereinba-

rung über die Unterrichtung und Beteiligung des Landtags in Angelegenheiten der Europäi-

sehen Union insbesondere über alle Vorhaben der Europäischen Union, die keinen Geset-

zescharakter haben, zu unterrichten, die das Recht der kommunalen Selbstverwaltung we-

senttich betreffen. Die Prüfung solcher Vorhaben durch den .Landtag nach § 54 a GO erfüllt

insoweit eine Warnfunktion im Hinblick auf spätere Gesetzesvorschlage und trägt damit zur

Wahrung kommunaler Interessen bei.

Die Beratungen des Europaausschusses sowie der mitberatenden Ausschüsse zu Unterrich-

^} tungen der Landesregierung in EU-Angelegenheiten finden gemäß § 78 Abs; 3a Nr, 3 GO in

öffentlicher Sitzung statt und stehen damit auch Vertretern der kommünalen Spitzenverbän-

de offen.

V. EU-Rechtsnormen mit besonderer Relevanz für (Thüringer) Kommunen

Die Kommunen sind in nahezu allen Aufgabenbereichen, sowohl in dem die kommunale

Selbstverwaltung berührenden eigenen Wirkungskreis als auch darüber hinaus ° von EU-

Recht betroffen,81 Die Pflicht zum verwaltungsmäßigen Vollzug von EU-Recht folgt insbe-

Seit 19, Mai 2011 wurde der Landtag über rund 360 Frühwarndokumente unterrichtet; davon wurden rund 100
Frühwarndokumente vom .Europaausschuss beraten und rund 90 von den Fachausschüssen mltberaten, vgl. Drs.
5/7472,
68 .So z. B. zu den Vorschlägen der EU-Kommission zum EU-Vergaberecht (VL 5/2148/2153/2154).
69 In der Neufassung vom 16. April 2014 (vgl. Drs. 5/7631). .
flfl Martini, a. a. 0., S. 22,

81 So bereits: Rlederle, a. a. 0, S.122; Martini, Gemeinden in Europa, 1992, S. 4 ff; Ruffert, In Mann/Püttner,
Handbuch der kommunalen Wissenschaft und Praxis, 3, Aufläge, 2007, § 38 Rn. 20, m. w, N,
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sondere aus dem eüroparechtlichen Grundsatz der Pflicht zur loyalen Zusammenarbeit.82

Auch wenn diese Pflicht alle innerstaatlichen Organe auf allen Ebenen betrifft, vollziehen die

Exekutivorgane der EU, des Bundes und der Länder nur in geringem Maße europäisches

Recht. Dagegen erfolgt der Verwattungsvollzug hauptsächlich auf der kommunalen Ebene63

(sog. administrative Umsetzung des europäischen Rechts ).

Im Rahmen des Verwaltungsvollzugs von EU-Recht haben die Kommunen nicht nur materi-

eile Regelungen mit EU-rechttichem Ursprung zu beachten. Zunehmend häufiger enthält EU-

Recht auch verwaltungsverfahrensrechtliche Vorgaben,85 Nationales Recht, durch das EU-

Recht umgesetzt wird, ist von den Kommunalverwattungen zudem stets EU-rechtskonform,

d, h. anhand-der Verträge und der entsprechenden Richtlinien auszulegen,86

Im Folgenden werden einige Aufgaben der Kommunen dargestellt, die in besonderem Maße

durch EU-Recht ausgestaltet sind.67 Dabei wird jeweils angegeben, welcher Aufgabenträger

(Thüringer Landkreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden) in welchem Auf"

gabenbereich {gesetzliche Aufgaben im übertragenen Wirkungskreis - §§ 3, 47 Abs. 1, 88

ThürKO, gesetzliche Aufgaben im eigenen Wirkungskreis - §§ 2 Abs. 3, 47 Abs. 2-4, 87 Abs.

2 und 3 ThürKO sowie der so genannten freiwilligen Aufgaben im eigenen Wirkungskreis -

§§.2 Abs. 1, § 47 Abs. 2-4, 87 Abs. l ThürKO) betroffen ist.

Die freiwilligen Aufgaben im eigenen Wirkungskreis83 lassen sich nicht abschließend aufzäh-

len. Die Thüringer Kommunalordnung enthält in § 2 Abs. 2 ThürKO daher nur eine nicht ab-

schließende Aufzählung.69 Die Gebiefskörpei-schaften handeln nach Ansicht des Thüringer

Verfassungsgerichtshofs jedoch stets im eigenen Wirkungskreis, wenn sie im Rahmen ihrer

Organisations-, Personal- oder Finanzhoheit Dispositionen treffen. Es kommt nicht darauf an,

ob diese konkret der Erledigung staatlicher oder eigener Aufgaben dienen.70 Bei den gesete-

.^) lichen Aufgaben, im eigenen Wirkungskreis (sog. Pflichteufgaben ohne Weisung) ist in der

Regel das „Ob" der Aufgabenwahrnehmung durch die Kommunen gesetzlich bestimmt, das

„Wie" obliegt den Kommunen in eigener Verantwortung. Zu den Aufgaben im übertragenen

Wirkungskreis, die neben der allgemeinen Rechtsaufsicht auch der (weisungsgebundenen)

Fachaufsicht unterliegen, zählen demgegenüber staatliche Aufgaben, bei denen die Aufga-

benwahrnehmung auf die Kommunen delegiert wurde. •

8ZVgl.Ftec/ier,a.a.O.,S.114. .

63 F/sc/ie/-, a. a, 0„ S. 1.14.; Martini, a, a. 0„ S. 8. .

84 Derenbach, Die stärkere Einbindung der lokalen Gebietskörperschaften in das europäische Aufbauwerk; Part-
nerschaft im Modell der „multltevel governance" statt zunehmender Entfremdung, In; v. Alemann/Münch, Europa-
fählgkelt der Kommunen, 2006, S. 77,
65 Z^B. Richtlinie 2006/123/EG vom 12, Dezember 2006 (ABI. L 378 vom 27 Dezember 2006, S, 36-68).
GSVgl,Marf/m,a.a,Q.,S.9,
87 Auf die Notwendigkeit einer eingeschränkten Darstellung wurde in der Vorbemerkung (B. l.) hingewiesen. Die
nachfolgende Darstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit für die Jeweiligen Aufgabenbereiche.

Nach § 2 Abs. 1 ThürKO sind dies „alle Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft, die in der Gemeinde wurzeln
oder auf sie einen spezifischen Bezug haben".
69 Vgl, Meyn In Llnck/Baldus/Llndner/Poppenhäger/Ruffsrt, a. a. 0„ Art. 91 Rn.60.

13



1. Kommunale Wirtschafisförderung

. . Die kommunalaWirtschaftsförderung ist eine freiwillige Aufgabe im eigenen Wirkungskreis,71

die sowohl auf Ebene der Gemeinden und krelsfrelen Städte als auch auf Kretsebene, voll-

ständig oder teilweise innerhalb der eigenen Verwaltung, in interkommunaler Kooperation

oder mit teilweiser oder. vollständiger Einbindung privater Dritter erbracht werden kann. Sie

umfasst Im Schwerpunkt die sog. Bestandspftege bereits ansässiger Unternehmen, die För-

derung zur Neuansiedlung sowie der Existenzgründung, In diesem Zusammenhang ist. die

kommunale Wirtschaftsförderung durch das europäische Beihilfenrecht beeinflusst.

Das europäische Bejhilfenrscht ist ein Teilbereich des europäischen Wettbewerbsrechts,

durch welches ein unverfälschter Wettbewerb in Europa sichergestellt werden soll.72'Primär-

. rechtlich setzen die Art, 107 bis 109 AEUV den Mitgliedstaaten (und ihren jeweiligen Ebe-

^ nen) bestimmte Grenzen der wirtschaftlichen Intervention - gleich welcher Art - zu Gunsten

von Unternehmen. Grundsätzlich sind sowohl bestehende als auch neue Beihilfen bei der

EU-Kommission anzumelden und von ihr zu genehmigen (sog, Notlfizierungspflicht), wobei

der Belhilfebegriff grundsätzlich weit verstanden wird. Eine detaillierte Ausgestattung des

Beihilfeverfahrens findet sich sekundärrechtlich in der sog. Verfahrensverordnung74 nebst

einer hierzu erlassenen Durchführungsverordnyng75 und einer Rückforderüngsbekanntma-

chung. Daneben gibt es verschiedene Regelungen oder Erläuterungen bzw, Ausnahmebe-

Stimmungen für einzelne Wirtsphaftssektoren, bestimmte Beihilfeformen oder Unterneh-

menstypen.77

Von besonderer Relevanz im Zusammenhang mit der kommunalen Wirtschaftsförderung

stehen dabei die Regelungen zu den sog, De-minimis-Beihilfen78 und der bis zum 30. Juni

2014 verlängerten allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung,79 wonach Fördermaßnah-

U men bei Unterschreiten bestimmter Schwellenwerte bzw. In bestimmten Wirtschaftssektoren

vom Beihilfen recht ausgenommen sind.80 Von großer Bedeutung für den Bereich der kom-

70 ThürVerfGH, Urt. v. 12,10.2004 -Az: VerfGH 16/02.
71 Hobe/Biehl/Sohroeter, Europarechtliche Einflüsse auf das Recht der deutschen kommunalen Selbstverwaltung,
2004,S.64.
72 Vgl. Präambel zum AEUV,
73 Hobe/Biehl/Schroeter, a. a. 0., S. 66.
74 Verordnung (EG) 65971999 vom 22. März 1999 (ABI. L 83 vom 27. März 1999, S. 1 ff.), zuletzt geändert durch
Verordnung {EU) Nr, 734/2013 vom 22. Juli 2013 (ABI, L 204 vom 31. Juli 2013, S, 15 ff.),
75 Verordnung (EG) Nr. 794/2004 vom 21. April 2004 (ABI. L 140 vom 30. April 2004, S. 1 ff.), zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 1 125/2009 vom 23, November 2009 (ABI, L 308 vom 24. November 2009, S. 5-13).
76 Bekanntmachung der EU-Kommission (ABI. C 272 vom 15. November 2007, S. 4 ff.). .

Eine Übersicht über die geltenden Vorschriften über staatliche Beihilfen bietet die Generaldirektion Wettbewerb
der EU-Kommlsslon unter: httD://ec.euroDa.eu/comDetition/state ald/leaislatton/comDllation/index de.html (zuletzt
aufgerufen am 11,03.2014), •
78 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 201 3 (ABI. L 352 vom 24, Dezember 2013, S. 1-8).
79 Verordnung (EG) Nr, 800/2008 vom 6, August 2008 (ABI. L 214 vom 9. August 2008, S. 3^t7-), zuletzt geändert
durch Verordnung (EU) Nr, 1224/2013 vom 29. November 2013 (ABI, L 320 vom 30, November 2013, S. 22-23).
80 Überblick über'die Entwicklung des europäischen Beihllferechts Im Jahr 2013: Soltösz, EuZW 2014, S, 89 ff,
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munalen Daseinsvorsorge 1 sind zudem die auf der Grundlage von Art. 14 AEUV erlassenen

speziellen Bestimmungen82 für Beihilfen an Unternehmen, welche sog. Dienste von allge-

meinem wirtschaftlichem Interesse (DAW1) erbringen,83 sowie Transparenzvorschriften in

Bezug auf öffentliche Unternehmen.84 Das EU-Beihilfenrecht wird derzeit von der EU-

Kommission überarbeitet,

2. Öffentliche Auffragsvergabe

Die öffentliche Auftragsvergabe umfasst die Beschaffungstätigkeit der gesamten öffentlichen

Hand. Betroffen sind nicht nur die die Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise als öf-

fentlich-rechttiche Körperschaften, sondern auch alle Einrichtungen, die zur Erfüllung von im

allgemeinen Interesse liegenden Aufgaben gegründet und durch die öffentliche Hand über-

' ^ wiegend, finanziert oder in erheblichem Umfang mitbestimmt werden. Wenn Kommunen

öffentliche Aufträge vergeben, handeln sie im eigenen Wirkungskreis. Ihr Handeln hat dabei

jedoch keinen hoheitlichen Charakter, sondern ist fiskalischer Natur. '

Auch die europarechtlichen Vorgaben hinsichtlich der öffentlichen Auftragsvergabe sollen

. einen unverfälschten Wettbewerb in Europa sicherstellen, Primärrechtlich sind dabei insbe-'

sondere die Bestimmungen zur Warenverkehrsfreiheit (Art. 28 f. AEUV), die Niederlassungs-

frelheit (Art. 49 ff. AEUV) und die Dienstleistungsfreiheit (Art. 45 ff. AEUV) sowie das aflge-

meine Diskriminierungsverbot (Art. 18 AEUV) zu beachten. Daneben sind die Kommunen

und ihre Unternehmen umfassend in den persönlichen Anwendungsbereich der sekundär-

rechtlichen Vergabevorschriften, insbesondere im Bereich der Wasser-, Energie- und Ver-

kehrsversorgung sowie der Postdienste (sog. Sektorenrichtlinie)88 sowie bei der Vergabe

öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstletstungsaufträge (sog. Vergabekoordinie-

rungsrichtlinie)89 einbezogen, deren sachlicher Anwendungsbereich bei Erreichen bestimm-

ter Schwellenwerte eröffnet ist und Regelungen zum Vergabeverfahren, .den Vergabegrund-

Sätzen und zur Vergabekontrolle enthalten;91 Die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen

ist bisher vom Anwendungsbereich der vorgenannten Richtlinien ausgenommen. Der EuGH

81 Einen Leitfaden enthält das Arbeitsdokument der KOM: SWD (2013) 53; zu einzelnen Aufgabenberelchen der
Daseinsvorsorge siehe unter V,3.
82 Verordnung~(EU) Nr. 360/2012 vom 25. April 2012 (ABI. L 114 vom 26. April 2012, S. 8-13); Besohluss
2012/21/EU vom 20, Dezember 201 1 (ABI. L 7 vom 11. Januar 2012, S, 3-10); Mitteilung der KOM (ABI. G 8 vom
11.Januar 2012,S.4-14); Mitteilung der KOM (ABI. C 8 vom 11, Januar 2012, S.15-22).
83R/sc/l,DVBl2014,221;
84 Rlßhtllnle 2006/111/EG vom 16. November 2006 (ABI. L 318 vom 17. November 2006, S, 17-25).
85 Mitteilung der EU-Kommisslon „Modernfsterung des EU-BeihlIfenrechts" - KOM (2012) 209,
88Vgl.Rü/ferf,a.a.O.,§38Rn.18. . .
8 Demgegenüber wurde das Vergaberecht In Deutschland lange Zeit als ein Instrument zum Schutz der öffentli-
chen Haushalte verstanden .(vgl. Keller, Elnfluss des europäischen Vergaberechts auf die kommunale Aufgaben-
erfüllung, in; v. Alemann/Münch, Europafähigkeit der Kommunen, 2006, S. 223-232),
aa Richtlinie 2004/17/EG vom 31. März 2004 (ABI, L 134 vom 30.4.2004, S, 1), zuletzt geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 1336,2013mm 13. Dezember 2013 (ABI, L335 vom 14.12,2013, S. 17--18).
89 Richtlinie 2004/18/EG vom 31. März 2004 (ABI. L 134 vom 30.4,2004, S. 114-240), zuletzt geändert durch
Verorünung (EU) Nr. 1336/2013 vom 13. Dezember 2013 (ABI. L 335vom 14.12.2013, S. 17-18).
80 Hobe/Blefil/Schroeter, a. a. 0.,S. 73.
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hatte jedoch ausgehend vom Diskriminierungsverbot auch für den Bereich der Konzessions-

Vergabe direkt aus dem Primärrecht allgemeine Grundsätze abgeleitet. Die EU-Kommlssion

hatte im Jahr 2011 drei Vorschläge zur Mddernisierung des EU-VergabereGhts mit besonde-

rer kommunaler Relevanz vorgelegt,9 durch die die o. g. Richjtlinien ersetzt93 und eine neue

Konzessionsrichtlinie erlassen wurden.

3. Daselnsvorsorge

•Die zuvor dargestellten europarechtlichen Bestimmungen im Beihilfe- und Vergaberecht sind

von besonderer Relevanz bei der Wahrnehmung unterschiedlicher Aufgaben im Bereich 'der

kommunalen Daseinsvorsorge. Unter den Begriff der. Daseinsvorsorge fällt die staatliche

oder kommunale Bereitstellung von öffentlichen Einrichtungen und Leistungen für die Allge-

mslnhelf. Auf Ebene der Kommunen werden unter diesem Begriff eine Vielzahl von Aufga-

ben verstanden, welche durch Gemeinden, krelsfreie Städte oder Landkreise als öffentlich-

rechtliche Körperschaften, in interkommunaler Zusammenarbeit, aber auch durch Unterneh-

men und Einrichtungen.erledigt werden, die zur Erfüllung von. im allgemeinen Interesse lie-

genden Aufgaben durch die Kommunen gegründet und durch die öffentliche Hand überwie-

gend finanziert oder in erheblichem Umfang mitbestimmt werden. Die Aufgaben der Da-

seinsvorsorge können dabei sowohl wirtschaftlicher als auch nicht-wirtschaftticher Art sein.

Sie fallen in den eigenen Wirkungskreis - teils als freiwillige, feils als gesetzliche Aufgaben,

Primärrechtlich werden Aafgaben der Daseinsvorsorge in Art. 14 AEUV erwähnt, auch wenn

der dort verwendete Begriff der Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI)

nicht vollständig deckungsgleich ist. Danach obliegt es sowohl dem europäischen wie auch

den nationalen Gesetzgebern, das Spannungsverhättnis zwischen staatlicher (und kommu-

naler) Daseinsvorsorge und einem von staatlichen Inten/entionen weitgehend unverfälschten

Wettbewerb aufzulösen.

• Neben den oben unter V, 1. und V. 2. dargestellten europarechtlichen Bestimmungen im

Beihilfe- und Vergaberecht können sich EU-rechtltche Vorgaben für einzelne Aufgaben im

Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge aus dem EU-Sekundärrecht. ergeben. Betroffen

sind u. a, der öffentliche Personennahverkehr, die Energieversorgung,95 die Wasserversor-

01 Vgl. Martini, a. a. 0, S. •tÖS.
92 Richtlinie 2014/23 EU vom 26, Februar 2014 (ABI. L 94 vom 28. März 2014, S. 1-64); Richtlinie 2014/24 EU
vom 26. Februar 2014 (ABI. L 94 vom 28..März 2014, S, 65-242); Richtlinie 2014/25 EU vom 26. Februar 2014
(ABI. L 94 vom 28. März 2014, S. 243-374); siehe hierzu auch die Beschlüsse des Thüringer Landtags durch
seinen Europaausschuss.lm Rahmen der Subsidlaritätsfrühwarnkontrolle in LT-Drs. 5/4082/4083/4084.
93 Die Richtlinie über die Vergabe öffentlicher Aufträge ersetzt die bisherige Verga.bekoordlnterungsrlchtlinie
2004/18/EG, die Richtlinie über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber Im Bereich der Wasser", Energle-
und Verkehrsversorgung sowie der Postdtenste ersetzt die bisherige Sektorenrlchttinie 2004/17/EG.
94 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 vom 23. Oktober 2007 (ABI. L 315 vom 3, Dezember 2007, S. 1-13). Der
Vorschlag der KOM zur Änderung der Verordnung - KOM (2013) 28 wird derzeit im EP beraten, siehe auch LT-
Drs. 5/5882.
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gung,9B die Abwasserentsorgung,97 die Abfallwirtschaft,98 die stationäre Krankenversorgung"

sowie die Sparkassen.100

4. Planungsrecht

Im Bereich des Planungsrechts sind die Gemeinden, kreisfreien Städte und Landkreise Trä-

ger der Bauleitplanung. Die Planungshoheit fällt in den Bereich des eigenen Wirkungskrei-

ses. Diesbezügliche Aufgaben sind Insbesondere durch europäische Umweltvorschriften,101

aber auch durch die übergeordneten Planungen im Rahmen der Transeuropäischen Netze

berührt,

5. Öffentliches Dienstrecht

.Das öffentliche Dienstrecht umfasst den Tätigkeitsberelch der Beamten und Tarifbeschäftig-

ten von öffentlich-rechtlichen Körperschaften einschließliöh der Gemeinden, Kreise und

kreisfreien Städte. Die Personathoheit.der Kommunen berührt den eigenen Wirkungskreis,

Primärrechtlich gewährleistet Art. 45 AEUV die Arbeitnehmerfreizügigkeit Innerhalb der EU,

Danach Ist eine unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer bei Beschäftigung, Entloh-

nung und sonstigen Arbeitsbedingungen aufgrund der StaatsangehörigkeJt unzulässig,10

9S Vgl. Richtlinie 2009/33/EG vom 23. April 2009 (ABI. L 120 vom 15/05/2009, S. 5-12); Richtlinie 2009/72/EG
vom 13. Juli 2009 (ABI. L 211 vom 14. August 2009, S. 55-93); Richtlinie 2010/75/EU vom 24. November 2010
(ABI. L 334 vom '17. Dezember 2010, S. 17-119).
96 Vgl. Richtlinie 98/83/EG vom 3. November 1998 (ABI, L 330 vom 5. Dezember 1998, S. 32-54), zuletzt geäri-
dert durch Verordnung (EG) Nr. 596/2009 (ABI. L 188 vom. 18. Juti 2009, S. 14-92); Richtlinie 2000/60/EG vom
23. Oktober 2000 (ABI, L 327 vom 22. Dezember 2000; S. 1-73), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/64/EU-
vom 17. Dezember 2013 (ABI. L 353 vom 28. Dezember 2013, S. 8-12).
97 Vgl. Richtlinie 91/271/EWG vom 21. Mal 1991 (ABI. L 135 vom 30. Mal 1991, S, 40-52), zulefzt geändert durch
Richtlinie 2013/64/EU vom 17. Dezember 2013 (ABI, L 353 vom 28. Dezember 2013, S. 8-12); Richtlinie
2000/60/EG vom 23. Oktober 2000 (ABI. L 327 vom 22. Dezomber 2000, S. 1-73), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2013/64/EU vom 17. Dezember 2013 (ABI. L 353 vom 28. Dezember 20-13, S. 8-12).
9a Vgl, Richtlinie 20Q8/98/EG (ABI. L 312 vom 22. November 2008, S, 3-30); Verordnung (EG) Nr. 1013/2006
vom 14. Juni 2006 (ABI. L 190 vom 12, Juli 2006, S. 1-98), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr,
1257/2013 vom 20. November 2013 (ABI, L 330 vom 10. Dezember 2013, S. 1-20); Rlchilinle 1999/31/EGwm
26. April .1999 (ABI. L 182 vom 16, Juli 1999), zuletzt geändert durch Richtlinie 2011/Q7/EU vom 5. Dezember
2011 (ABI. L 328 vom 10. Dezember 201 1, S. 49-52); Richtlinie 2010/78/EU vom 24, November 2010 (ABI. L 334
vom 17. Dezember 2010, S, 17-119).

. " Vgl. Verordnung (EG) Nr. 883/2QÖ4 vom 29. April 2004 (ABI. L 166 vom 30. April 2004, S. 1-123), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung (EU) Nr. 1372/2013 vom 19. Dezember 2013 (ABI, L 346 vom 20. Dezember 2013, S.
27-28); Richtlinie 2011/24/EU vom 9. März 2011 (ABI. L 88 vom 04. April 2011; S.45-65), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2013/64/EUwm 17, Dezember 2013 (ABI, L 353 vom 28. Dezember 20.13, S, 8-12),
100 Vgl. Verordnung (EU) Nr. 575/2013wm 26, Juni 2013 (ABI. L 176 vom 27. Juni 2013. S. 1-337); Richtlinie
2013/36/EUwm 26. Juni 2013 (ABI. L 176 vom 27. Juni 2013, S, 338-436), zuletzt geändert durch Richtlinie
2014/17/EU vom 4. Februar 2014 (ABI. L 60 vom 28. Februar 2014, S. 34-85); Richtlinie 2008/48/EG vom 23.
April 2008 (ABI. L 133 vom 22, Mai 2008. S, 6.6-92), zuletzt geändert durch Richtlinie 2014/17/EUmm 4. Februar
2014 (ABI. L 60 vom 28. Februar 2014, S. 34-85); Richtlinie 2007/B4/EG vom 13. November 2007 (ABI. L 319
vom 05. Dezember 2007, S. 1-36), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/36/EU vom 26, Juni 2013 (ABI, L 176
vom 27.Juni 2013, S, 33M36); Verordnung (EG) Nr. 924/2009 vom 16. September 2009 (ABI. L 266 vom 09,
Oktober 2009, S. 11-18), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 280/2012 vom 14. März 2012 (ABI. L 94
vom 30/03/2012, S. 22-37); Richtlinie 94/19/EG vom 30. Mal 1994 (ABI, L 135 vom 31. Mal 1994, S,5-14).
1<" Vgl. Fn, 112; Vgl. Richtlinie 2011/92/EU vom 13. Dezember 2011 (ABI. L 26 vom 28. Januar 2012, S. 1-21}.
102 Vgt. Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 vom 11. Dezember 2013 (ABI. L 348 vom 20. Dezember 2013, S. 1-
128); Verordnung (EU) Nr.. 347/2013 mm 17. April 2013 (ABI. L 115 vom 25, April 2013, S. 39-75), geändert
durch Deleglerte Verordnung (EU) Nr. 1391/2013 vom 14. Oktober 2013 (ABI. L 349 vom 21, Dezember 201 3, S.
28-43). •
103A^art/ma.a.O.,S.94. —
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Hoheitliche Tätigkeiten, nicht Jedoch der Bereich der Daseinsvorsorge, sind hiervon nach Art.

45 Abs. 4 AEUV ausgenommen,104 Daneben ergeben sich weitere arbeitsrechtliche Bestim-

mungen aus dem Sekundärrecht.

6. KommunQlwahlrecht

Auch für Wahlen zu den kommunalen Volksvertretungen gibt es europarechtliche Vorga-

ben. Gemäß Art. 22 AEUV hat jeder Unionsbürger an seinem Wohnsitz in einem anderen .

Mitgliedsfaat das aktive und passive Wahlrecht bei Wahlen auf Gemeinde- und Kreisebe-,

he.'107 Sekundärrechtlich werden die Vorgaben durch die sogenannte Kommunalwahl-

Richtlinie108 konkretisiert.

7. Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz

In den Bereichen Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz sind in Thüringen bestimmte staat-

liche Aufgaben den Landkreisen und kreisfreien Städten, jeweils im übertragenen Wlrkungs-

kreis, zugewiesen,109 Die Ausgestaltung der Oberwachungsaufgaben ist dabei in weiten Tei-

len auf europäisches Sekundärrecht zurückzuführen, Betroffen sind dabei fnsbesondere der

Immlssionsschutz (Luftverschmutzung,110 Lärmschutz,111 Gewässerschutz112), der Natur-

104 Franzen in Streinz, a. a. 0„ Art. 45 AEUV Rn, 146ff.
105 Vgl. Richtlinie 1999/70/EG vom 28. Juni 1999 (ABI. L 175 vom 10. Juli 1999, S, 43-48); Richtlinie 2006/54/EG
vom 5. Juli 2006 (ABI. L 204 vom 2G. Juli 2006, S. 23-36); Richtlinie 96/71/EG vom 16. Dezember 1996 (ABI. L
18 vom 21. Januar 1997, S. -1-6); Richtlinie 2009/104/EG vom 16. September 2009 (ABI, L 2.60 vom 03, Oktober
2009, S, 5-19); Richtlinie 2Q03/88/EG vom 4, November 2003 (ABI. L 299 vom 18, November 2003, S. 9-19);
RichWniQ 2000/78/EG vom 27. November 2000 (ABI, L 303 vom 02, Dezember 2000, S, 16-22),
106 Vgt, Art. 28 Abs. 1 GG und Art, 96 LV. ' . . .

v 1OT Magfera In Streinz, a.a.o-, Art.22AEUVRn.17.
--/ 108 R/c/}//mf'e 94/80/EG vom 19. Dezember 1994 (ABI. L 368 vom 31. Dezember 1994, S, 38-47), zuletzt geändert

durch Richtlinie 2013/19/EUwm^3. Mal 2013 (ABI. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 231-233).
109 Vgl. § 2 ThürBlmSchGZVO, § 36 ThürNatG, § 1 ThÜrTlerSQ, § 1 ThürTlerSchZVO, § 1 ThürTierNebG, § 1
ThürLMÜbG, § 2 ThürAMZustVO.
110 Vgt. Richtlinie 2Q08/50/EG vom 21. Mai 2008 (ABI. L 152 vom 11. Juni 2008, S. 1-44); Richtlinie 2010/75/EU
ypm24. November2010 (ABI. L334vom 17. Dezember 2010, S. 17-119);
111 Vgl. Riahtltnie S002/49/EG vom 25. Juni 2002 (ABI. L 189 vom 18, Juli 2002), zuletzt geändert durch Verord-
nung (EG) Nr. 1137/2008 vom 22. Oktober 2008 (ABI, L 311 vom 21. November 2008, S. 1-54); Richtlinie
2000/14/EG vom 8, Mal 2000 (ABI, L 162 vom 03. Juli 2000, 8,1-78), zuletzt geändert durch Verordnung (EG)
Nr. 219/2009 vom 11. März 2009 (ABI. L 87 vom 31. März 2009, S, 109-154); Richtlinie 70/157/EWG vom 6.
Februar 1970 (ABI. L 42 vom 23. Februar 1970, S, 16-20), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/1S/EU vom 13.
Mal 2013 (ABI. L 158 vom 10.Juni 2013, S, 172-183); Richtlinie 2002/30/EG vom 26, März 2002 (ABI. L 85 vom
28. März 2002, 8, 40-46), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 vom 22. Oktober 2008 (ABI. L
311 vom 21. November 2008, S. 1-54).
112 Vgt. Richtlinie 2000/80/EG (ABI. L 327 vom 22, Dezember 2000, S. 1-73), zuletzt geändert durch Richtlinie
2013/64/EUwn} 17, Dezember 2013 (ABI. L 353 vom 28. Dezember 2013, S, 8-12); Rlcliflinle 2007/60/EG vom
23. Oktober 2007 (ABI. L 288 vom 06. November 2007, S. 27-34); Richtlinie 98/83/EG vom 3. November 1998
(ABI, L 330 vom 05. Dezember 1998, S. 32-54), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr, 596/2009 vom 18.
Juni 2009 (ABI. L 188 vom 18. Juli 2009, S. 14-92); Richtlinie 2006/7/EG vom 15, Februar 2008 (ABI. L 64 vom
04. März 2006, S. 37-51), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/B4/EU vom 17. Dezember 2013 (ABI. L 353 vom
28, Dezember 2013, S. 8-12); Richtlinie 2006/44/EG vom 6. September 2006 (ABI, L 284 vom 25. September
2006, S. 20-31), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1 137/2008 vom 22. Oktober (ABI. L 311 vom 21 .
November 2008, S, 1-54); Richtlinie 2008/105/EG vom 18. Dezembar 2008 (ABI. L 348 vom 24. Dezember 2008,
S. 84-97), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/39/EU vom 12. August 2013 (ABI. L 226 vom 24, August 2013,
S. 1-17); Richtlinie 2006/118/EG vom 12. Dezember 2006 (ABI. L 372 vom 27. Dezember 2006, S, 19-31),
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schütz,113 der Tier114-, und Pflanzenschutz115 und die Lebensmittet116- und Futtermittelslcher-

heit.117

C. Zusammenfassung

1. Kommunale Beteiligungsrechfe bei der normafiven Umsetzung von EU-Recht in nationa-

les Recht (Bundes- oder Landesrech't) ergeben sich aus den allgemeinen verfassungs-

rechtlichen, einfachgesetzlichen oder geschäftsordnungsrechtlichen Bestimmungen zur

Beteiligung der Kommunen an der Rechtssetzung auf Bundes- oder Landesebene,

2. Anders 'als das Grundgesetz sieht die Thüringer Verfassung in Art. 91 Abs, 4 LV im

Grundsatz ein Recht der Stellungnahme für Gemeinden und Gemeindeverbände vor,

wenn „auf Grund eines Gesetzes allgemeine Fragen geregelt werden", die die Kommu-

nen betreffen, Dies gilt auch, wenn die Umsetzung von EU-Recht in die Kompetenz des

Landes Thüringen fällt. Die kommunalen Beteiligungsrechte in Thüringen gehen aufgrund

ihrer verfassungsrechtlichen Verankerung damit über den durch Art. 28 Abs. 2 GG garan-

113 Vgl, RiGhtllnie 92W/EWG vom 21. Mai 1992 (ABI. L 208 vom 22. Juli 1992, S, 7-50), zuletzt geändert durch
Richtlinie 2013/17/EU vom 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10. Juni 2013, S.193-229); RicMUnle 2009/147/EG '
(ABI. L 20 vom 26. Januar 20.10, S. 7-25), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU (ABI. L 158 vom 10. Juni
2013, S. 193-229); Verordnung (EG) Nr. 708/2007 vom 11. Juni 2007 (ABI. L 168 vom 28. Juni 2007, S, 1-17),
zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr. 304/2011 vom 9. März 2011 (ABI. L 88 vom 04. April 2011 , S. 1-4);
Vefürdnung (EU} Nr, 9QS/2010 vom 20. Oktober 2010 (ABI, L 295 vom 12. November 2-010, S.23-34),
114 Vg], Richtlinie 2010/63/EU vom 22. September 201 Ö (ABI, L 276 vom 20. Oktober 2010, S. 33-79); Richtlinie
2008/120/EG vom 18. Dezember 2008 (ABI, L 47 vom 18. Februar 2009, S. 5-13); Richtlinie 2007/43/EG vom 28.
Juni 2007 (ABI. L 182 vom 12. Juli 2007, S. 19-28); Richtlinie 97/2/EG vom 20. Januar 1997 (ABI. L 25 vom 28.
Januar1997, S. 24-25); Richtlinie 1999/74/EG vom 19. Juli 1999 (ABI. L203vom03, August1999, S.53-57),
zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/64/EU vom 17. Dezember 2013 (ABI. L 353 vom 28. Dezember 2013, S. 8-
12); Richtlinie 98/58/EG vom 20. Juli 1998 (ABI. L 221 vom 08. August 1998, S. 23-27), zuletzt geändert durch
Verordnung (EG) Nr. 806/2003 vom 14. April 2003 (ABI. L 122 vom 16. Mai 2003, S. 1-35); Verordnung (EG) Nr.
1099/2009 vom 24. September 2009 (ABI, L 303 vom 18. November 2009, S. 1-30); Richtlinie 2002/99/EG vom
18. Dezember 2002 (ABI. L 18 vom 23.Januar 2003, S, 11-20), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/20/EU
vom 13. Mal 2013 (ABI. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 234-239).
115 Vgl, Vemrdnung (EG) Nr. 1107/2009 vom 21. Oktober 2009 (ABI, L 309 vom 24/11/2009, S, 1-50), zuletzt
geändert durch Verordnung (EU) Nr. 518,2013mm 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 72-73);
RlGhtllni'e 2009/128/EG vom 21. Oktober 2009 (ABI, L 309 vom 24. November 2009, S, 71-86); Richtlinie
2000/29/EG vom 8. Mai 2000 (ABI. L 169 vom 10. Juli 2000, S. 1-112), zule.tzt geändert durch DurohfQhrungs-
riohtllnle 2014/19/EUmm 6. Februar 2014 (ABI. L 38 vom 07. Februar 2014, S. 30-31).
116 Vgl. Verordnung (EG) Nr. -i 78/2002 vom'28. Januar 2002 (ABI. L 31 vom 01, Februar 2002, S. 1-24), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG) Nr, 596/2009 wm 18. Juni 2009 (ABI. L 188 vom 18. Juli 2009, S. 14-92); Ver-
Ordnung (EG) Nr, 882/2004 vom 29. April 2004 (ABI. L 165 vom 30. April 2004, 8.1-141), zuletzt geändert durch
Verordnung (EU) Nr. 517/2013 vom 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10.Juni 2013, S. 1-71); Verordnung (EU) Nr,
1169/2011 vom 26, Oktober 2011 (ABI. L 304 vom 22. November 2011, S. 18-63), zuletzt geändert durch Dele-
gierte Verordnung (EU) Nr. 78/2014 vom 22, November-2013 (ABI. L 27 vom 30.Januar 2014, S. 7-8); Verord-
nunsr (EG) Nr, 852/2004 vom 29, April 2004 (ABI, L 139 vom 30. April 2004, S. 1-64), zuletzt ge.ändert durch
Verordnung (EG) Nr. 219/2009 vom 11. März 2009 (ABI. L 87 vom 31. März 2009, S. 109-164); Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 vom 29. April 2004 (ABI. L 139 vom 30. April 2004, S. G5-205), zuletzt geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 218/2014 vom 7. März 2014 (ABI. L 69 vom 08, März 2014, S. 95-98); Verordnung (EG) Nr. 3S4/2004 •
vom 29. April 2004 (ABI. L 139 vom 30. April 2004, S, 206-320), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr.
219/2014 vom 7, März 2014 (ABI. L 69 vom 08. März 2014, S. 99-100);
117 Vgl. Verordnung (EG) Nr. '183/2005 (ABI. L 35 vom 08. Februar 2005, S. 1-22); zuletzt geändert durch Ver-
Ordnung (EU) Nr. 225/2012 vom 15, März 2012 (ABI. L 77 vom 16, März 2012, S. 1-5); Rtohtllnie 2002/32/EG
vom 7. Mai 2002 (ABI. L 140 vom 30. Mai 2002, S, 10-22), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) Nr,
1275/2013 vom 8. Dezember 2013 (ABI. L 328 vom 07, Dezember 2013, S. 86-92); Verordnung (EG) Nr.
767/2009 vom 13. Juli 2009 (ABI. L 229 vom 01 , September 2009, S. 1-28), zuletzt geändert durch Verordnung
(EU) Nr. 939/2010 vom 20. Oktober 2010 (ABI. L 277 vom 21. Oktober 2010, S. 4-7).
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tlerten Bestand an Selbstverwaltung, aus dem lediglich eine Beteiligungspflicht bei über-

geordneten Planungsentscheidungen und Gebietsveränderungen folgt, hinaus,

3. Werden bei der Umsetzung von EU-Recht in Thüringer Landesrechf allgemeine Fragen

geregelt, die die Kommunen betreffen, Ist damit im Hinblick auf das Anhörungserfordernls

der Schutzberelch der kommunalen Selbstverwaltung des Art. 91 Abs. 4 LV eröffnet. Das

Recht auf Anhörung bzw. Stellungnahme der Kommunen -wird in der Regel durch die

kommunalen Spifzenverbände wahrgenommen. Eine unterbliebene oder fehlerhafte An-

hörung durch den zur Anhörung Verpflichteten stellt einen Verfassungsverstoß dar, der

nach der Rechtsprechung des Thüringer Verfassungsgerichtshof zur Nichtigkeit der be-

anstandeten Gesefzesvorschrlft führt. Die Anhörung' Ist insoweit eine besondere formelle

Wirksamkeitsvoraussetzung.

n . • ' . • . •

4. Während den Kommunen bei der normativen Umsetzung von EU-Recht in nationales

Recht umfangreiche Beteiligungsrechte zustehen, existieren vergleichbare Beteiligungs-

möglichkejten der Kommunen nicht für die EU-Rechtsetzung selbst. Über die Teilnahme

an Konsultationsverfahren der Europäischen Kommission, durch die Europabüros der

Kommunalen Spitzenverbände oder über den Ausschuss der Regionen können jedoch

die Interessen der kommunalen Ebene in den Gesetzgebungsprozess eingebracht wer-

den. Zudem obliegt dem Landtag die Wahrung kommunater Interessen, soweit Vorhaben

der EU das Recht der kommunalen Selbstverwaltung wesentlich betreffen.

5, Die Kommunen sind in nahezu allen Aufgabenbereichen, sowohl in dem die kommunale

Selbstverwaltung berührenden eigenen Wirkungskreis als auch darüber hinaus, von EU-

Recht betroffen. Im Rahmen des Verwaltungsvollzugs von EU-Recht haben die Kommu-

nen nicht nur materielle Regelungen mit EU-rechtlichem Ursprung zu beachten. Zuneh-

mend häufiger enthält EU-Recht auch verwaltungsverfahrensrechttiche Vorgaben.

6, Von besonderer Relevanz sind europarechtliche Regelungen, die die kommunale Wirt-

schaftsförderung, die öffentliche Auftragsvergabe, die kommunale Daseinsvorsorge, das

Planungs- und Dienstrecht, aber auch das Kommunalwahlrecht berühren. Daneben sind

auch vielfältige Aufgaben, die durch Landkrelse und krejsfreie Städte im übertragenen

Wirkungskreis erledigt werden, durch EU-Recht betroffen. •

Landtagsverwaltung
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